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gerichtlichen Einbringungsgesetzes 1962; Stellungnahme des BMaA 
 
 
 
Zu do. GZ BMJ-B18.003/0002-I 7/2007 
vom 15. Februar 2007 
 
 
 
Das BMaA weist darauf hin, dass gemäß den Legistischen Richtlinien des BKA/VD 

den eigentlichen Erläuterungen ein Vorblatt in Form einer Kurzübersicht zum Zwecke 

einer raschen Orientierung voranzustellen wäre. Darin wäre auch unter der Rubrik 

„Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union“ eine Aussage 

dahingehend zu treffen, ob bezüglich der vorgeschlagenen Regelung Vorgaben des 

Rechts der Europäischen Union bestehen. 

 

 
 

Für die Bundesministerin: 
i.V. Baier  
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